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Verfassung, Politik, Persönlichkeiten

I. Einleitung

· älteres/jüngeres Stammesherzogtum ( Hzt ( Kurfürstentum ( Kgr. als Höhepunkt der machtpolit. Entwicklung
· aber: Kgr. nur durch Napoleons Gnaden ( polit. Spielraum insgesamt gering

· Bayern macht in dieser Zeit in vielfältiger Hinsicht wichtige Entwicklungen durch (z.B. sehr fortschrittl. Verfassung)

· als Gliederung bietet sich an, nach den Königen vorzugehen

II. Königreich Bayern 

1. Bayern unter Max I. Joseph

· 1799 übernimmt Kurfürst Max IV. Joseph die Herrschaft in Bay; Montgelas wird leitender Minister 
· Max Joseph: stammt aus pfälz- Nebenlinie → starke, offene frankophile Einstellung; geprägt von franz. Aufklärung und von freimaurerischen Ideen 

· Maximilian Joseph Freiherr von Montgelas: Jurist, geprägt von franz. Aufklärung, Illuminat; entwickelt bereits in 1880er Jahren staatl. Reformprogramm
( eigentlicher Schöpfer des modernen bayerischen Staates
Revolutionskriege und napoleonisches System

· Bei Herrschaftsantritt Max Josephs war Bayerns politische Lage prekär

· linksrheinische Pfalz war von F besetzt, die rechtsrheinische bedroht

· in Bayern standen 100.000 österr. Soldaten

( Entscheidung für ein Bündnis mit Ö, England und Russland im zweiten Koalitionskrieg gegen F (1799-1801) eine Frage des Überlebens

· Niederlage bei Hohenlinden ( Frieden von Luneville: linksrheinische Gebiete an F

· Bayerisch-französisches Abkommen von 1801: F stellt Länderausgleich für annektierte linksrhein. Gebiete in Aussicht 

· 1805 Vertrag von Bogenhausen: heimliches Schutz-u.-Trutzbündnis mit Napoleon

         ( 1806 Erhebung Bayerns zum Königreich (Bayern muss dafür dem Rheinbund beitreten

( HRRDN verliert seine Grundlage ( Auflösung

· Bayern um die Erhaltung der neu gewonnenen Souveränität bemüht ( bekämpft Ausbau des Rheinbundes zu einem Bundesstaat

· zunehmend antifranzösische Stimmung in Bayern 

· Russlandfeldzug 1812: 30.000 bayerische Soldaten fallen ( polit. Umschwung

· Bündniswechsel im Vertrag von Ried 1813: Bayern sagt sich vom Rheinbund los und unterstellt die Armee dem österreichischen Oberkommando → gerade noch rechtzeitig, nur deshalb Bayern erhalten geblieben
Die Reformen Montgelas’: Die „Revolution von oben“

· Territoriale Zugewinne machten Neuorganisation des Staatsgebietes erforderlich
· Ziel: das territorial wie kulturell zerrissene Staatsgebiet in ein gemeinsames Staatsgebilde integrieren und dieses regierbar machen ( Verwaltungsreform
· Bayern wird unter Montgelas zum Musterbeispiel des süddeutschen Konstitutionalismus
· effiziente Staatsorganisation: klare Trennung zwischen Staat und Dynastie 
· Beamtenschaft wird zur staatstragenden Schicht
· Säkularisation: Staat übernimmt Wissenschafts- und Kulturbereich
· Kirche: trotz Toleranzprinzip rigides Staatskirchentum ( Pfarrer und Bedienstete beider Kirchen wie Beamte besoldet
· Adel: Wegfall traditioneller Aufgaben
· Aufhebung der Zünfte 1808, allmähliche Einführung einer Gewerbefreiheit ( Entstehung eines Wirtschaftsbürgertums
Die Konstitution von 1808

· Zusammenfassung und Gipfelpunkt der Maßnahmen seit 1799

· Klare Trennung zwischen Staat und Dynastie; König nur noch Organ des Staates
· Verfassung als „Rahmengesetz für künftige verfassungspolitische Entwicklungen“ 
· Nationalrepräsentation geplant, jedoch nie verwirklicht
Bayerns Verfassungsentwicklung im Deutschen Bund

· 1814/15 Wiener Kongress ( Bundesakte: Grundlage für die künftige deutsche Staatlichkeit

· Bayern nimmt bereits während des Wiener Kongresses erneut eigene Verfassungsberatungen auf
· Februar 1817: Sturz Montgelas’ (  Weg für neue Verfassung frei 
( zeigt Bayerns ausgeprägten Souveränitätswillen ggü. dem Bund 
Die Bayerische Verfassung von 1818

· viele fortschrittliche Elemente: bürgerliche Freiheit und Gleichheitsrechte, Volksvertretung mit klar umrissenen politischen Funktionen 

· aber: Oktroy des Königs ( damit Ausfluss kgl. Souveränität

· Volksvertretung nach Vorbild des englischen Zweikammersystems 
· erste Kammer: Reichsräte
· zweite Kammer: Kammer der Abgeordneten
· Rechte der Kammern: Steuerbewilligung, Budgetrecht, Gesetzesberatung, Petitions- und Beschwerderecht 
· aber: alle Gesetze von der Zustimmung des Königs abhängig ( Einschränkung der Legislative
· Kein Einfluss der Volksvertretung auf Exekutive (einzige Möglichkeit: Ministeranklage wegen Verletzung der Verfassung)
· Einflussnahme des Monarchen auf Landtag: kann ihn vertagen oder auflösen, Urlaubsverweigerung für Beamte 
· Verfassung von 1818 entscheidender Schritt zu echter konstitutioneller Monarchie

· 1. Ständeversammlung am 1. Februar 1819 

· Kg. Max dagegen auf Wahrung der monarchischen Souveränität bedacht ( erwägt angesichts der unerwarteten Schwierigkeiten sogar Aufhebung der Verfassung

( aus Angst vor den Wünschen des Volkes nimmt Max I. die Hilfe Metternichs und des Dt. Bundes an 
· gleichzeitig wandelt sich Dt. Bund zum Instrument der Restauration ( Karlsbader Beschlüsse 
· Wiener Schlussakte 1820: erkennt die bestehenden Verfassungen an, schreibt aber bundesweit das monarchische Prinzip verpflichtend vor und begrenzt die Rechte der Ständeversammlungen.
( führt zu Stagnation; die progressiven Mitglieder der Regierung setzen Hoffnungen auf Kronprinz Ludwig
2. Bayern unter Ludwig I. (1825-1848)

· Starke anti-französische Einstellung, verachtet System Montgelas

· Dualismus kennzeichnete das historisch-politische Denken des Kronprinzen: 

· Verfassungsbegeisterung ( patriachalisch-absolutistisches Staatsmodell

· bayerisches Souveränitätsstreben (deutsches Nationalbewusstsein

· rigoroses Staatskirchentum ( tiefe persönliche Religiosität 

· Philhellenismus
Regierung Ludwigs I.

· Beginn der Regierung: liberale Phase, z.B. Freigabe der Presse 

( endet mit der Julirevolution 1830 in F ( Angst vor Presse und Unruhen ( Zensurmaßnahmen

· Landtag 1831 zwang ihn zur Rücknahme der neuen Zensurmaßnahmen und schränkte die Zivilliste ein 

· Metternich nutzt die Situation um Einfluss auf Ludwig zu nehmen und eine neue Restaurationsphase einzuleiten

· Hambacher Fest 1832 bietet Vorwand (vgl. Mord an Kotzebue 1819)

· Bund fasst restriktive Beschlüsse (auch in Bayern Demagogenverfolgungen, Druckereien geschlossen, Denunziationen, Beamtenversetzungen

· 1837 erneute Regierungsumbildung: Ludwig entlässt Innenminister Oettingen-Wallenstein ( neuer Minister Carl von Abel (politischer Katholizismus)  

· System Abel ( kath. Restauration Einzug in Bayern ( Unmut bei Protestanten

· Ende der Ära Abel und des Bündnisses mit dem Katholizismus durch die Montez- Affäre eingeleitet ( kathol. Ministerium nicht bereit, das mit zu tragen ( Regierung zerfällt daraufhin
Die Revolution von 1848 und ihre Folgen

· Schlussphase der Regierung Ludwigs I. stürzte die konstitutionelle Monarchie in eine schwere Krise

· Ansehensverlust des Königs (Montez-Affäre) + wachsende allg. Unzufriedenheit    
      ( Höhepunkt Februar 1848

· Nachricht von der Februarrevolution in Paris Zündfunke ( Sturm aufs Zeughaus und Volksbewaffnung (4. März 1848)

· 16. März: erneut Unruhen in München  ( König entschließt sich zur Abdankung 
Vorrevolutionäres Staatsverständnis Ludwigs I.

· Gottesgnadentum Ludwigs Leitbild ( seine Minister sollten nur Schreiber sein

· Regierung Ludwigs ständiges Schwanken zwischen der Suche nach Koalitionspartnern und der Abwehr ihrer (vermeintlichen?!) Eingriffe in die Kronrechte ( bringt innere Stabilität des Staates ins Schwanken 

· in der Schlussphase stand der König zu allen gesellschaftlichen und staatlichen Kräften, die sich als Partner anboten, im Widerstreit

3. Das Königreich unter Maximilian II. (1848-1864)

-
Regierungsübernahme 1848

-
Max II.
· geprägt von liberaler Einstellung und langer Entscheidungs-/ Beschlussphase

· zentrale Rolle des Kabinettssekretärs (den Kammern nicht verantwortlich)

· kein Interesse am Ausbau des konstitutionellen Systems / Parlamentarisierung, jedoch Bemühen um Unabhängigkeit + eine neue geistige Begründung seines Kngtums

· zahlreiche gemäßigt liberale Politiker unter seiner Regierung

· Hebung des bayer. Nationalgefühls (1858 Bayern-Hymne)

Innenpolitik

Allgemein: Inneres und Sozialpolitik in der Regierungszeit Max’ II.

-
Sozial- und Wirtschaftspolitik kommt Unternehmern + Unterschichten entgegen: Zuschüsse für Industrie, Lohnerhöhung für Beamte und Soldaten; gezielte Arbeitsbeschaffungs-maßnahmen für Arbeiter + Tagelöhner durch Handelsministerium etc.
( Widerstand der Bürokratie und liberalen Abgeordneten

-
Zuckerbrot und Peitsche: einerseits Verstärkung der Sicherheitsbehörden und Verbot der demokratisch-republikanischen Partei, andererseits keine Auflösung der politischen Vereine etc.
Die Reformen von 1848 (22. März: Beginn des Reformlandtags)

-

Zielsetzung: Umsetzung der von Ludwig I. zugestandenen Reformen; Vorbeugen einer revolut. Entwicklung durch Rev. von oben + damit Zurückgewinnung der Handlungsfähigkeit
· Ministerverantwortlichkeit
· Recht der Kammern auf Gesetzesinitiative 

· Neues Wahlrecht für die Zweite Kammer (Gesetz über die Wahl der Landtags-Abgeordneten) 

Wandel von der noch stark ständisch zusammengesetzten Abgeordnetenkammer zur repräsentativen Volksvertretung (indirekte + öffentliche Wahl)

· Pressefreiheit + freie Bildung politische Gruppierungen

· Justizwesen (Trennung von Justiz und Verwaltung auf unterer Ebene…)

· Abschaffung der Grundherrschaft und Patrimonialgerichtsbarkeit
Landtag von 1848

-
Bayer. LT-Wahl im Dez. 1848 (erste polit. Gruppierungen, eine Art Vorstufe von Fraktionen): rechter, konservativ-kath., altbayer. + linker, liberaler, stark protestant. neubayer. Block

-
Linke Mehrheit: Anerkennung der Franfurter Verfassung im Gegensatz zur bayer. Regierung 

( LT auf 08.03.1849 vertagt, Auflösung im Juni

Regierungsumbildung 1849


tragender Minister: gemäßigt liberaler Protestant Ludwig Freiherr von der Pfordten (1811-1880), seit April Außenminister; Dez. 1849 erster Vorsitzender des Ministerrats

Landtags-Wahlen 1849


Neuwahlen: gezielte Umgestaltung von Wahlkreisen, Änderung von Wahlorten, gezielte Planung des Wahltermins und staatl. geförderte Wahlbündnisse ermöglichen eine Mehrheit von 82:60 zugunsten der konservativen Rechten und Mitte (aber: noch immer Blocksituation)

Ablösung des Ministeriums von der Pfordten durch Regierung Schrenck-Notzing 1859

-
von der Pfordten: aufgerieben durch den Gegensatz zwischen dem oppositionellen Landtag und dem König/ Kabinettssekretär (Rücktritt 1859)

-
Nachfolger Diplomat Karl Freiherr von Schrenck-Notzing (1806-1884): obwohl kath. Altbayer besseres Verhältnis zu LT als Vorgänger

( Umsetzung von Justiz- und Verwaltungsreformen möglich

Außenpolitik

Bayern und das Frankfurter Parlament 1848/49

-
Bayern:  71 Vertreter in Nationalversammlung (zum Großteil Liberale)

-
Billigung der „Grundrechte der dt. Nation“ durch die Mehrheit der Versammlung: Reichsverfassung von 28 deutschen Regierungen anerkannt, Anstreben eines kleindeutsch-preußisches Erbkaisertums
Bayerische Trias-Idee
-
Politik 1848-50: geprägt durch Ereignisse in Frankfurt, Beschlüsse der dortigen Nationalversammlung und Verhältnis zur provisorischen Zentralgewalt des Reiches 

-
Max II. und von der Pfordten: 


· Ablehnung der kleindeutschen Lösung, Streben nach Bildung einer Trias: 

Österreich, Preußen und „Drittes Deutschland“ (unter bayer. Führung)

· Grund: Furcht vor Verlust der Souveränität + Eigenständigkeit bei einer Verwirklichung der kleindeutschen Lösung (Verfassung stellt mögl. Eingriff in bayer. Staatshoheitsrecht dar, da relativ zentralistisch)

-
Bayern setzt sich vergeblich für Aufnahme Österreichs in den Zollverein ein, da militärisch und außenpolitisch im europäischen und deutschem Konzert der Mächte nur geringer Faktor

( Mehrheit in Frankfurt übergeht die Trias-Idee

-
von der Pfordten: offizielle Ablehnung der Frankfurter Verfassung/ Wahl des Erbkaisers

-
bayer. Abgeordnete nach Hause beordert; Max II. erklärt die Nationalversammlung habe rechtlich und tatsächlich zu bestehen aufgehört; Auflösung des LT 

( Zerreißprobe für Bayern: Demokraten drohen mit Abtrennung Frankens und der Pfalz

Pfälzischer Aufstand von 1849

-
pfälz. Abgeordnete rufen zum Widerstand gegen die königliche Regierung auf

-
Weigerung des Kriegsministers Le Suire, bayer. Truppen gegen die Pfalz mobil zu machen: Max II. bittet Preußen um Hilfe bevor provisorische pfälz. Regierung die Reichsverfassung anerkennt und sich von Bayern trennt; Niederschlagung des Aufstandes

-
29.05.1849: neuer Kriegsminister Ludwig von Lüder; bayer. Armeekorps in die Pfalz

-
pfälzischer Regierungspräsident ab 1850: Bayreuther Georg Gustav von Hohe

( verstärkte Integration der pfälzischen Verwaltung und Justiz in Bayern 

Preußische Unionspolitik und Wiedereröffnung des Frankfurter Bundestags 1850/51

-
P: Bildung einer Union von 25 Staaten, Vorantreiben seine Führung in Kleindeutschland

-
Österreich und Bayern kämpfen geg. dieses Erfurter Unionsparlament von 1850

-
Wiedereröffnung des Frankfurter Bundestages (01.09.1850) auf Betreiben Österreichs, Bayerns und anderer (die damals 22 Unionsstaaten bleiben fern)

( Mai 1851: Unionsstaaten inklusive Preußen treten wieder dem Deutschen  Bund bei

Politik zwischen den Großmächten Preußen und Österreich 

-
ab 1851: zunehmende Steigerung des österreichisch-preußischen Dualismus

-
Versuch Bayerns zu vermitteln + die Selbstständigkeit der Bundesstaaten zu erhalten

-
Konferenz von Bamberg 1854 (Vorschlag von der Pfordtens): Beitrag dt. Mittelstaaten  zur Friedenserhaltung im Krimkrieg (gewisser bayer. Vermittlungserfolg)

-
Frankfurter Fürstentag 1863: Mehrheit der Fürsten dort ist dem von Österreich 

vorgeschlagenen großdeutschen Bundesreformplan gegenüber positiv eingestellt


( Projekt scheitert durch Abwesenheit Wilhelms I. (von Bismarck veranlasst)

Das Eintreten Bayerns für Schleswig-Holstein 1862-64

-
nach Tod des dän. Königs Friedrich VII. (1848-1863) will Nachfolger Christian IX. (1863-1906) Schleswig trotz früherer Vereinbarungen mit P + Ö einverleiben: Krieg

-
P + Ö Truppen besetzen Herzogtum (Bismarck: P verwaltet Schleswig, Ö Holstein)

( Bayer. Regierung : für Selbstständigkeit von Schleswig-Holstein unter der Regierung der Linie Schleswig-Holstein-Sonderburg-Augustenburg

Tod Max’ II. 1864 (Blutvergiftung)
4. Ludwig II. (1864-86)

· menschenscheu, Träumer; zunehmend manisch-depressiv; auch zunehmend regierungsunfähig
· Kam schon mit 19 Jahren auf den Thron → schlecht auf Regentschaft vorbereitet
· Regierungsstil: L. arbeitet fast nur nachts; deshalb meist nur Schriftverkehr mit Ministern; erfüllt auch Repräsentationsaufgaben nur teilweise → Kritik der Minister
Außenpolitik zwischen 1864 und 1871

· Die schleswig-holsteinische Frage und das Ende des Deutschen Bundes (1864): BY muss Verwaltung des Gebietes durch Großmächte zustimmen (Gasteiner Konferenz); Ö erklärt sich trotzdem bereit, Erbfolge in Holstein Urteil des Bundes zu unterwerfen -> pr. Truppen besetzen Hztm.; Pr fordert Bundesreform unter Ausschluss Ös; BY steht auf Ös Seite, stimmt Mobilmachung  zum Schutz des Bundes zu; Bismarck will nun mit Gewalt Hegemonie -> Einmarsch in Sachsen, Hannover, Kurhessen.

· Teilnahme Bayerns am Deutschen Krieg 1866 auf der Seite Österreichs: Minister von der Pfordten agiert ungeschickt, begünstigt ungewollt Krieg; verhinderte u.a. Modernisierung der Armee -> BY nicht für Krieg vorbereitet; für Ludwig I. u. Max II. war Armee nur „Stiefkind“; v. d. Pfordten reagierte zu langsam, bay. Truppen nehmen nicht an Schlacht bei Königgrätz teil (Pr, I, norddt. Staaten vs. Ö, Sachsen); Kämpfe der süddt. Truppen gegen Pr danach aussichtslos.

· Folgen des preußischen Sieges von 1866: Ö scheidet aus Bund aus; Pr annektiert Hannover, Hessen-Nassau, Kurhessen und Frankfurt; Gründung des Norddeutschen Bundes; Klein- und Mittelstaaten nun von Pr abhängig.

· Friedensvertrag und Bündnisvertrag mit Preußen: Pr mäßigt Entschädigungsforderungen auf 30 Mio. Gulden; kleinere Gebietsabtretungen; geheimer Bündnisvertrag (22. 8. 1866), in dem pr. Kg. im Kriegsfall Oberbefehl über bay. Truppen erhält.

· Bayern, ein Satellit Preußens: BY nun von Pr abhängig wie von Napoleon; Ludwigs Ideen zur Formung eines starken süddeutschen Bundes verpuffen; 1867 Eingliederung in einen Zollverband mit norddt. Staaten.

· Bayerns Eintritt in den Deutsch-Französischen Krieg 1870/71: Bismarck provoziert Napoleon III. mit Thronkandidatur Wilhelms; Krieg tritt ein, entscheidender Sieg bei Sedan (1.9. 1870); BY stellt 5500 Mann der siegreichen Armee, doch seine Unabhängigkeit gerät ins Wanken.

Innenpolitik zwischen 1864 und 1871

· Berufung liberaler Ministerien: Ministerien von der Pfordten und Hohenlohe-Schillingsfürst; wurden bes. von Fortschrittspartei unterstützt.

· Regierungsarbeit: Einführung der Gewerbefreiheit, Gründung der Technischen Hochschule München, Verdichtung des Bahnnetzes.

· Erstarken des politischen Katholizismus: Entstehung der Patriotenpartei (kath.-konservativ, großdeutsch, für bay. Unabhängigkeit).

· Regierungen bis 1871: 

· Ludwig von der Pfordten (bis 1866) -> Ablösung wegen großdeutscher Haltung.

· Chlodwig von Hohelohe-Schillingsfürst (bis 1869) -> Rücktritt wegen Kritik an propreußischer Haltung.

· Prägende Figur, obwohl nicht Vorsitzender des Ministerrates: Johann Freiherr v. Lutz (1867-90)
· Bayern und die Reichsgründung 1870/71: Großteil für Beitritt zum Norddeutschen Bund, nur Patrioten dagegen; BY tritt Norddt. Bund am 23. 11. 1870 gegen Zusicherung von Sonder- und Reservatrechten; Kaiserbrief: BY hätte gern turnusgemäßen Wechsel der Kaiserwürde gehabt; L. unterschreibt Bismarcks Brief nur widerwillig, hat aber keinen polit. Spielraum; Schwierigkeiten bei Annahme der Versailler Verträge → 1. Kammer stimmt zu, 2. Kammer lehnt ab; 21.1. 1871 Annahme durch Volksvertreter mit nötiger 2/3-Mehrheit → Wilhelm I. war schon am 18. 1. zum Kaiser erhoben worden → Entscheidung eigentlich unwichtig.

Politik von 1871 bis 1886

· Verfassungsrechtliche Stellung im Reich: Verlust der Souveränität; Glied eines Bundesstaates (6 von 58 Stimmen im Bundesrat); erbliches Kaisertum der Hohenzollern; 25 Staaten haben Recht auf eigene Verfassung u. Länderkompetenzen im Bereich der Legislative, Exekutive u. Judikative (v.a. Kultusbereich u. Polizeirechte); BY hatte Sonderbedingungen ausgehandelt (Sonder- u. Reservatrechte); Staaten behalten aktives u. passives Gesandtschaftsrecht im Inland; BY erhält dies auch im Ausland. 

· BY wächst trotz Sonder- u. Reservatrechten und Eigenständigkeitsbestrebungen immer mehr ins Reich hinein; schwache Stellung Ludwigs II. (Rückzug) u. Luitpolds (Prinzregent) begünstigt dies.

· Starker preußischer Einfluss in Bayern: Pr stellt 64,4% der Fläche und 60,3% der EW des Reiches -> Hegemonie; Ernennung von Ministerratsvorsitzenden wird mit Pr abgesprochen; pr. Gesandter von Werthern hat großen Einfluss.

· Liberale Ministerien gegen konservativ-katholische Kammermehrheiten: Kg. kann Minister unabhängig von Kammermehrheiten ernennen→ bis 1912 Liberale an der Macht (→ Einfluss Preußens!); wegen wachsendem Druck gleicht sich Politik der Minister immer mehr Pr an (→ konservativ), Opposition bringt immer mehr demokratisch-parlamentarische Vorschläge.

· Fortschreitende Industrialisierung bestimmter Zentren: Beginnt in BY erst in den 60ern (später als im restlichen D), konzentriert auf einige Zentren (v. a. Augsburg, Nürnberg, Schweinfurt).

· Kulturkampf in Bayern: 

· Konflikte seit 1848/49, weil kath. Kreise Freiheit der Kirche von Staatsherrschaft fordern.

· Das Unfehlbarkeitsdogma als Anstoß für den Kulturkampf → Darin wird eine Gefahr für Staatskirchentum gesehen (die aber eigtl. nicht so groß ist); Kritik kommt auch von überzeugten Katholiken; nach Annahme spalten sich die Altkatholiken ab
· KK in BY aber viel milder als im protestantischen Pr → Lutz setzte primär auf geschickte Personalpolitik
· Kanzelparagraph: Harte Bestrafung von den öffentlichen Frieden störenden Äußerungen von der Kanzel aus; von Lutz 1871 im BR durchgesetzt
· Rückendeckung durch Bismarck: Ludwig und Bismarck unterstützen Lutz’ Politik im kath. Bayern; Pr hätte gern schärfere Maßnahmen gehabt; kath. Bevölkerung unter- stützt Zentrum nun noch stärker
· Das Ministerium Lutz: Ab 1880 war Lutz Vorsitzender des Ministerrates, außerdem Kultusminister; Ludwig II. kümmerte sich kaum noch um Regierung, deshalb hat Lutz viel Macht
· Das Ende Ludwigs II.: 
· Dauernde Defizite der Zivilliste und Verschuldung: Kg. bekommt keine Kredite mehr, Klagen drohen
· Möglichkeit eines politischen Systemwechsels: 2. Kammer könnte zusätzliche Gelder bewilligen, Patrioten nehmen ihm aber Berufung der Regierung Lutz übel → L. erwägt konservative Regierung zu berufen
· Abwehrmaßnahmen des Ministeriums Lutz: Es bleiben nur die Möglichkeit, die Verschuldung vor 2. Kammer zu bringen (→ sichere Entlassung) oder König zu entmündigen → Lutz versichert sich bei Luitpold, dass er auch bei dessen Herrschaftsübernahme im Amt bleibt.

· Gutachten des Doktor Gudden: Wird erstellt, ohne jemals mit dem König gesprochen zu haben ( Entmündigung Ludwigs
· Tod Ludwigs II.;L.s jüngerer Bruder Otto ist geisteskrank und damit nicht nachfolgeberechtigt.

5. Prinzregent Luitpold (1886-1912)

· 3. Sohn Ludwigs I. und Onkel Ludwigs II.

· Offizierslaufbahn und gute Vorbereitung auf mögliche Regentschaft
· Übernimmt Regentschaft erst mit 65
· gläubiger Katholik; kein übermäßiges polit. Engagement
· Symbolfigur für eine glückliche Epoche: L. wird immer mehr zur Integrationsfigur der nationalliberalen großbürgerlichen Führungsschicht
· Wachsende Bedeutung der Geheimkanzlei: Wenig Autokratie; Minister haben immer mehr Macht, Geheimkanzlei wird zu „Nebenregierung“

Innenpolitik
· Fortsetzung der liberalen Politik: Bis 1890 bleibt von Lutz im Amt; ab 1890 Ministerium von Crailsheim, der mit gemäßigtem, reichsfreundlichen Zentrumsflügel zusammenarbeitet; trotzdem setzt sich Stimmenverlust der Liberalen fort
· Entwicklung der Parteien: 

· Bayerisches Zentrum: hieß bis 1887 Patriotenpartei, dann Anschluss ans Reichszentrum; enge Zusammenarbeit mit der Kirche; linker Flügel ist reichsfeindlich.

· Bayerischer Bauernbund: Formiert sich wg. Agrarkrise der 1890er; föderalistisch, antiklerikal; Konkurrenz zu Z.

· SPD: Aufschwung ab 1890, 1893 erstmals gewählt; 1899 schon 15,3%; v.a. von Industriearbeitern gewählt; eher für allmähliche Veränderung als für Revolution

· Liberale: Abstieg ab 1871; v.a. vom Bürgertum u. eher Protestanten gewählt; Demokraten nur als kleine linksliberale Splittergruppe
· Spannungen zwischen Regierung und Kammer: Verluste der Liberalen -> weniger Rückhalt für Regierung in 2. Kammer; Regierung von Crailsheim arbeitet zunächst mit Z zusammen, Differenzen werden aber deutlicher, Widerstand v.a. durch linken Z-Flügel
· Konflikt um prokatholischen Kultusminister Robert von Landmann: Gemäßigter Liberaler, der kath. Mehrheit mit seiner Personalpolitik Rechnung trug; Liberale greifen seine eigtl. fortschrittlichen Erlasse an → Entlassung 1902; Z reicht daraufhin Misstrauensantrag gegen Ministerium Crailsheim ein, kürzt Luitpolds Ausgaben um 100000 Mark (Swinemünder Depesche = ungehaltene Reaktion Wilhelms II. über Verhalten der Abgeordneten)
· Ersetzung Crailsheims durch Klemens von Podewils-Dürniz 1903: Crailsheim begann offenen Kampf gegen Z → nicht mehr tragbar; Podewils war vorher in Geheimer Kanzlei, bleibt bis 1912 im Amt
· Wahlreformbewegung: 1881 Einführung des geheimen Wahlrechts; es bleibt aber indirektes Mehrheitswahlrecht; Wahlkreiseinteilung begünstigt zudem Liberale klar → SPD und z.T. auch Z fordern direktes Verhältniswahlrecht → Ihnen fehlt aber 2/3-Mehrheit, die für Änderung nötig wäre; 1906 kommt es durch Wahlbündnisse von SPD und Z zur Einführung des relativen Mehrheitswahlrechts (Landtagswahlgesetz von 1906)
· Wahlbündnis von SPD, Liberalen und Bauerbund 1912 (letzte LT-Wahlen unter Monarchie) = „Großblock“ gegen Z, trotzdem absolute Mehrheit für Z (Z erreicht mit 40,9% 87 von 183 Mandaten
· Systemwechsel kurz vor dem Tod Ludwigs II.: Ministerium Podewils wird auch auf Drängen Ludwigs III. durch Ministerium Hertling (Z) ersetzt; konservative Regierungen folgen nun Kammermehrheit
6. Bayern unter Ludwig III. (1912-1918)

-
übernimmt 1912 von seinem Vater die Regentschaft für geisteskranken Vetter Otto

-
Sympathie für das Zentrum entspricht seiner betont katholischen Einstellung

-
antipreußische Einstellung als Folge seiner Kriegsteilnahmen im deutschen Krieg

Das Ministerium Hertling

-
belässt Hertling nach dem Tod seines Vaters als Regierung seines Vertrauens im Amt 

-
Hertling nach Abel erster betont kath. Politiker leitender Minister in Bayern: als Vertreter des Katholizismus und vehementer Gegner der Linken und des Parlamentarismus soll er die konstitutionelle Monarchie möglichst uneingeschränkt erhalten
Erstes Ministerium mit Unterstützung der Kammermehrheit seit 1869


vollständige Regierungsumbildung 1912: „Zäsur in der bayer. Geschichte“ - Ernennung eines Repräsentanten der Kammernmehrheit entspricht den Forderungen nach Parlamentarisierung

( aber: Hertling nicht als Parteivertreter, sondern als Vertrauensmann des Regenten im Amt

Die Regierungspolitik

-
streng konservative Politik angesichts zunehmender sozialer Spannungen im Land

-
Ziele: Stärkung der Monarchie, Schutz der christlichen Religion und Kampf gegen die SPD


( schwere Konflikte zwischen Regierung und Opposition

Beendigung der Regentschaft 1913 – König Ludwig III.

-
die seit 1886 dauernde Regentschaft Ludwig verfassungsrechtlich stark einschränkt; Hertling und Ludwig III. streben eine Verfassungsänderung zur Beendigung der Regentschaft an

-
Zweite Kammer geschlossen (mit Ausnahme der SPD) pro „Gesetz für die Regentschaft“

-
Annahme des Gesetzes auch durch die Erste Kammer am 04. Nov. 1913

-
Ludwig lässt sich zum König proklamieren und nimmt am 12. Nov. 1913 die Huldigung des Landes entgegen: z.T. heftig kritisiert (Otto stirbt erst1916)

Bayern im Ersten Weltkrieg (1914-1918)

-
Reich zu sehr zusammengewachsen, Einfluss der Reichsregierung und Preußens zu dominierend, als dass eine eigenständige bayer. Politik möglich gewesen wäre

-
1.Aug. 1914: Mobilmachung, Kriegszustand wenig später; preuß. Oberkommando über bayer. Armee; Weigerung des bayer. Kriegsministeriums sich OHL unterzuordnen

( direkter Einfluss des Reiches beschränkt

-
König und Gefolge: Forderung nach Einverleibung von Elsass und Lothringen etc.; König unterstützt die Vertreter eines Sieg-Friedens (Kanzlersturzbewegung)

-
Ergebnis Hertlings Bemühungen: Friedensangebot der Mittelmächte (Dez. 1916)

( 1. Nov. 1917: Hertling Reichskanzler – zu spät für Verständigungsfrieden

-
Regierung Dandl (seit Nov. 1917): keine Forderung nach Friedensschluss/ keine autonome bayer. Friedensverhandlungen

-
Sozialdemokraten Auer und Süßheim: entscheidender Vorstoß zur Reform des polit. Systems (18. Sept.1917); Antrag an zweite Kammer: Aufhebung der ersten Kammer, modernes Wahlrecht (auch für Frauen), Abschaffung des Adels, Aufhebung der Privilegien des Königshauses, Trennung von Staat und Kirche etc.

( Antrag scheitert v.a. am Zentrum und dem Bauernbund  

-
aussichtslose Kriegslage: Abkommen zwischen Regierung und Parlament (2. Nov. 1918): 

Verhältniswahl, Überprüfung der Standesvorrechte, Parlamentarisierung des polit. Systems…)

 ( 7. Nov.: vereinbarte Regierungsumbildung, am 8. Nov. soll die erste Kammer die Reformmaßnahmen endgültig beschließen

-
Eisners Revolution: Ende der monarch. Herrschaft in Bayern (8. Nov. 1918)
III. Schluss
· Bis auf Ludwig III. heiraten alle Monarchen protestant. Frauen → spiegelt Bayerns polit. Stellung

· v.a. im frühen 19. Jh. Bayerns Lage prekär (Bayern, F vs. Ö,P; Bayern zwischen Ö u. P) 
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